
 

 

Die MIETERPARTEI versteht sich daher 

 ganz bewusst als Grundrechtepartei.  

Die bestehenden Parteien werden 

sich ohne einen schmerzenden  

Stachel in ihrem trägen „Sitzfleisch“  

aus eigenem Antrieb keinen einzigen  

Millimeter  in der Wohnungspolitik hin zu 

einer echten sozialen, solidarischen,  

freiheitlichen, bürgerrechtlichen, 

grundrechtsbewussten  

Wohnungspolitik bewegen.  

Weil sich aber ohne diesen  

schmerzenden Stachel nichts  

bewegen wird, braucht es in  

Deutschland eine MIETERPARTEI,  

die diesen Namen  auch tatsächlich  

verdient, weil sie sich dadurch 

 auszeichnet, dass sie die tatsächlichen 

Interessen von Mieterinnen und Mieter 

 an die erste Stelle 

ihrer  politischen Agenda rückt.  

 

 
 

Für jede Anregung und Unterstützung sind 
wir dankbar 

 
 

Jeden zweiten Donnerstag im Monat findet 

unser offenes Treffen ab 19 Uhr in der  

Begegnungsstätte im Kiez (Jahresringe 

e.V.), Stralsunder Straße 6,  

13355 Berlin-Mitte , statt.  

 

 
 

 

MIETERPARTEI 

Postfach 75 02 34 

13132 Berlin 

www.mieterpartei-jetzt.de 

bund.mieterpartei@posteo.de 

Telefon: 0176 – 82 42 52 88 

(V.iS.d.P.: Hartmut Bräunlich, Swinemünder Straße 50, 13555 Berlin) 

 

 

 

 
 
 

 
 
 
 

MIETER*INNEN 
MISCHEN SICH EIN! 

 

Energetische 
Gentrifizierung 

 
Denn die gewählte Politik braucht 

dringend ein Korrektiv! 
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Energetische Gentrifizierung! 
 

Energetische Modernisierungsmaßnahmen 

(Fassadendämmung, Abriss bestehender 

Gasetagenheizungen, Abriss von Holzkastenfenstern 

und Einbau von Isolierglasfenstern und (teilweise) 

Solarthermieanlagen und Lüftungsanlagen 
 

Die Bundesregierung geht davon aus,  
dass durch energetische 

Modernisierungsmaßnahmen CO² eingespart 
wird; konkrete Zahlen liegen der 

Bundesregierung dazu jedoch nicht vor. 
(Bundesdrucksache 18/6264) 

 

Das Mietrechtsänderungsgesetz 2013 mit dem 
Modernisierungs-Paragraph § 559 BGB führt  

weiterhin zur staatlich legalisierten Gentrifizierung 
durch „Wuchermieten“. 

 

Das führt zur Abschaffung der Mieterrechte! 
 

Denn nach der Amortisierung der Kosten,  
werden weiterhin 8% als „zweite Miete“  

(Rendite-/Gewinnsicherung)  
durch MieterInnen weiter gezahlt. 

 

Dem Wohngebäudebestand zugeordneter 
Endenergieverbrauch für Beheizung und 
Warmwasserzubereitung beträgt 21 % 

 des deutschen Endenergieverbrauchs.* 
 

Auf den vermieteten Geschosswohnungsbau  
entfällt davon flächengewichtet etwa ein Drittel.“* 

 

1/3 von 21% = 7%, 
 

d.h. der vermietete Geschosswohnungsbau 
in Deutschland verbraucht ca. 7 % des deutschen 

Endenergiebedarfes für Heizung und Warmwasser* 
 

Nur von diesen 7% kann durch energetische 
Modernisierung Energie eingespart werden* 

 
 

 
Wer sind die Verbraucher der anderen 93% des deutschen 

Endenergiebedarfs und was tragen sie zur 
Energieeinsparung bei? Wurde die graue Energie 
(Herstellung, Transport, Lagerung, Verkauf und  

Entsorgung) berücksichtigt? 
 

Proteste der Mieterschaft seit 2012 

in Berlin Pankow führten zum 
 

Pankower Urteil: 
 

2015 sprach eine Amtsrichterin in Deutschland 

(Berlin) einer Mietpartei erstmals gleiches 

Recht zu, wie es auch für Hauseigentümer gilt: 

das Recht auf Wirtschaftlichkeit bei 

energetischen Modernisierungsmaßnahmen. 
  

„Die Beklagten haben … nicht die Dämmung der 

Fassade zu dulden.“ Die Mieter haben das gleiche 

Recht wie der Hauseigentümer auf 

Wirtschaftlichkeit bei energetischen 

Modernisierungsmaßnahmen. Die Richterin bezog 

sich auf § 25 Energieeinsparverordnung (ENEV) 
 

Seither sammelt die Mieterschaft die Realwerte der 

Energieeinsparung!

 

 
 

 

 

MIETERINNEN Sind KEINE ZITRONEN  
 

 

WIR FORDERN: 
 
 

Energetische Modernisierungsmaßnahmen  
als besonderes Mieterhöhungsinstrument 

müssen auf ihre reale Wirksamkeit  
geprüft werden 

 

Ersatzlose Streichung des § 559 BBG und  
damit Wegfall der Modernisierungsumlage 

 

Abschaffung der ENEV 
 

Verbot von Wärmeverbundsystemen aus 
Styropor sowie von  Austausches von 

Holzkastendoppelfenster durch 
Kunststofffenster; sie sind als Erdölprodukt 

umweltschädlich, erhöhen die Brandlast  
und haben ein Entsorgungsproblem 

 

Für energetische 
Modernisierungsmaßnahmen sollten nur 

ökologisch sinnvolle Materialien eingesetzt 
werden; hierfür kann es staatliche 

Förderanreize geben,  
 

Bauweisen mit Ziegel-und Natursteinen, 
Holz, Putz, Lehm- und Kalkfarben und 

Dämmstoffen aus Naturmaterialien  
sind nachhaltiger und bewährter. 

 
 

* aus: Dissertation Ingrid Vogler, Universität Kassel 2014, Thema: „Untersuchung von mittel- und langfristigen Auswirkungen 

verschiedener Energie-Einsparmaßnahmen von Wohnungsunternehmen auf die Wohnkosten“, Seite 5 

 


